
  Wem gehört die Stadt?
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Sa. 12.11.2016 - 13 Uhr 

Johanneskirche Freiburg

Scheitern der Realpolitik
Was wurde die letzten Jahre auf dem parlamen-
tarischen Weg nicht alles beschlossen, um Ent-
schlossenheit zu simulieren! Ein Beispiel ist die 
sogenannte Mietpreisbremse, die von Anfang an 
nicht dafür da war, die Mieterhöhungen zu stop-
pen, sondern nur die immer rasantere Geschwin-
digkeit der Erhöhungen etwas verringern sollte. 
Trotzdem dürfen Wohnungen bei Neuvermie-
tungen immer noch 10 Prozent über dem ständig 
steigenden Mietspiegelniveau liegen, es gibt zahl-
reiche Ausnahmen, gültig ist sie auch nur in eini-
gen Städten und allgemein weiß man: die Mie-
ten steigen weiter und weiter.  Man will partout 
nicht grundlegend in den Markt eingreifen! Die 
unsichtbare Hand des Marktes wird als Erfolgs-

modell verkauft. Salomon & Co. propagieren in 
Freiburg stets das Luxussegment und geben vor,  
es sickere auch etwas zu den Ärmeren durch,  Ver-
drängungseffekte würden so bekämpft. Empirisch 
ist der sogenannte Sickereffekt nicht haltbar. Man 
hofiert die Reichen und evtl. noch das grüne Bür-
gertum, erhöht das Mietniveau noch mehr und 
verdrängt die Armen aus der Stadt. Bezahlbarer 
Wohnraum sickert, wie etwa im Rieselfeld, durch 
jene unsichtbare Hand einfach weg. Dort sind von 
den geplanten 50% sozialem Wohnungsbau heu-
te nur noch 5% übrig. Bauen allein, ohne ein so-
zial nachhaltiges Modell (marktfern, selbstorgani-
siert, demokratisch, dauerhaft „bezahlbar“, ...) ist 
keine Lösung!

Wohnung als Ware
Im Kapitalismus werden alle Dinge zu Waren, die 
auf dem Markt, über das Äquivalent Geld, ge-
tauscht werden. Der Staat und seine ausführen-
den Organe wie Polizei, Ordnungsamt oder Ge-
richte stellen sicher, dass sich jeder Mensch an 
diese Spielregeln hält und das Eigentumsrecht 
nicht verletzt wird. Auch menschliche Grund-
bedürfnisse wie ein „Dach über dem Kopf“ sind 
Waren und unterliegen diesen Regeln. Wer also 
nicht das nötige Kleingeld für die Miete aufbringt, 
verliert das Recht auf eine eigene Wohnung. Die 
Immobilienbesitzer schmeißen die armen Mieter 
jedoch nicht aus reiner Bosheit oder Raffgier aus 
dem Haus. Die Immobilienfirmen stehen sich auf 
dem Markt als Konkurrenten gegenüber. Wenn 
sie in dieser allgemeinen Konkurrenz nicht un-

tergehen wollen, müssen sie mindestens gleich 
hohe oder höhere Gewinne als die anderen Im-
mobilienfirmen erwirtschaften. Sie sind also ge-
zwungen, die Mieten so hoch wie möglich anzu-
setzen und sollte ein leerstehendes Haus mehr 
Gewinn abwerfen als ein bewohntes Haus, dann 
ist es in dieser Logik für die Immobilienfirma die 
beste Option das Haus leerstehen zu lassen. Im 
Kapitalismus steht das abstrakte Prinzip der Ma-
ximierung von Gewinnen über den Bedürfnissen 
der Einzelnen nach einer Wohnung, dies ist in der 
Struktur des Systems angelegt! Wollen wir also 
eine „Stadt für alle“, müssen wir perspektivisch 
an der Abschaffung des Kapitalismus und dem 
Aufbau eines alternativen Systems arbeiten.

Vor 10 Jahren: Verhinderung des Verkaufs der Freiburger Stadtbau
Im Jahre 2006 plante der damalige (und heutige) 
Oberbürgermeister Dieter Salomon zusammen 
mit den Gemeinderatsfraktionen der Grünen, der 
CDU und der Freien Wähler den vollständigen 
Verkauf  des städtischen sozialen Wohnungsbaus 
an eine private Immobilienfirma. Steigende Mie-
ten und die Umwandlung in Eigentumswohnun-
gen waren zu befürchten. Durch den vielfältigen 
Widerstand unzähliger Menschen konnte ein Bür-
gerentscheid über den Verkauf der Stadtbau in-
itiiert und gewonnen werden. Die Privatisierung 
war somit vom Tisch. Dieser Erfolg wurde nur da-
durch möglich, dass man sich nicht vom Gerede 

von einer „alternativlosen Lösung“ hat einlullen 
lassen. Jahre später gab eine Politikerin der Grü-
nen die wahren Gründe für die Initiative zum Ver-
kauf preis: Man wollte damals, mit dem ersten 
grünen Oberbürgermeister im Amt, den Erfolg 
einer schuldenfreien Stadt präsentieren – auf 
Kosten tausender Mieter und Mieterinnen. Trotz 
des erfolgreichen Bürgerentscheids erhöhte die 
FSB massiv die Mieten und verkaufte, sobald es 
rechtlich möglich war,  ihren Streubesitz..  Nicht-
destotrotz: Der Entscheid setzte bundesweit ein 
wichtiges Signal gegen Privatisierung von öffent-
lichem Eigentum. 



Das heißt: Wir müssen uns nicht nur 
gegen hohe Mieten, sondern auch 
gegen prekäre Arbeitsbedingungen 
und niedrige Löhne wehren. Die halbe 
Miete wäre ein Anfang, aber zu einer 
Stadt für Alle gehört noch viel mehr.

Wer sieht, wie im Gemeinderat der 
eigene Beschluss, bei zukünftigen Neu-
bauprojekten 50% sozialgebundenen 
Mietwohnraum zu schaffen, ignoriert 
wird, merkt: Die Hoffnung auf Verän-
derungen durch diese gemeinderätliche 
Ebene trügt.

Wer zugeschaut hat, wie eine alternati-
ve Lokalität nach der anderen - wie das 
Artik - schließt, und aufgeschreckt ist, 
weil es nun auch den eigenen Lieblings-
ort getroffen hat, realisiert: Ich sollte 
mich wehren.

Wer seine Wohnung in Weingarten - 
zum Beispiel im Binzengrün 34 - ver-
loren hat, weil die Stadtbau aus Miet-
wohnungen Eigentum gemacht hat und 
dabei nicht von Verdrängung, sondern 
von sozialer Durchmischung gespro-
chen wird, könnte zur Erkenntnis kom-
men: Wir müssen diese Verhältnisse 
aufmischen!

Dafür braucht es organisierte Mieter-
Innen-Zusammenschlüsse, basisdemo-
kratische Stadtteilorganisation, soziale 
Zentren, solidarisches Zusammenste-
hen gegen Zwangsräumungen, Orga-
nisierung gegen schlechte Arbeits-
bedingungen und für höhere Löhne, 
Druck von unten auf Gemeinderat und 
Ordnungsamt, ein solidarisches Zu-
sammenstehen gegen Rassismus und 
jede Form von Ausgrenzung!

Wer als StudierendeR neu nach Frei-
burg ziehen will, weiß: Ohne Moos nix 
los.

Wer als Familie mit einer WG, die Geld 
zusammenlegen kann, konkurrieren 
muss, weiß erst recht: Keine Chance!

Wessen Wohnung vom Vermieter ener-
getisch saniert oder auch nur an den 
Mietspiegel herangeführt wurde, weiß 
oftmals auch: Freiburg ist nicht mehr 
meine Stadt.

Wer als Hartz-IV-BezieherIn vom Amt 
hört: Suche eine andere Wohnung, 
deine ist zu teuer, und die Zeitung auf-
schlägt, wird zwangsweise sehen: In 
Freiburg kann ich nicht mehr wohnen.

Wer als MieterIn von einer Erhöhung 
der Mieten bei der Stadtbau betroffen 
ist und sich an die Quartiersarbeit 
wendet, wird zunehmend merken: Eine 
solidarische Unterstützung ist nicht 
möglich, weil die  Stadt sagt: Hier kon-
trollieren wir. Mieterhöhungsprobleme 
dürfen nicht diskutiert werden.

Wer obdachlos ist und hofft, in der 
Freiburger Innenstadt nächtigen zu 
können, bekommt es von der Polizei 
immer wieder direkt per Schreiben 
unter die Nase gerieben: Weg da!

Wer glaubt, der öffentliche Raum sei 
für alle da, und in gemütlicher Run-
de mit Gitarre und Getränken einen 

Abend auf dem Augustinerplatz 
verbringen will, weiß auch: Ich bin in 
Freiburg unerwünscht.

Wer einen bezahlbaren Club sucht um 
zu feiern, weiß immer häufiger: Nach-
barn oder Amt für öffentliche Ordnung 
sagen: Das ist nicht dein Platz!

Wer als schutzsuchender Flüchtling in 
Freiburg lebt, merkt es sowieso: Sam-
mellager mit Zäunen, teilweise nur 
4,5 qm, Zugangskontrollen, oft ohne 
Möglichkeit Besuch zu empfangen, die 
Angst vor Abschiebung, sorgen garan-
tiert für alles andere, aber nicht für 
eine Wohlfühlatmosphäre.

Die Antwort auf die Frage „Wem 
gehört die Stadt?“ kann nur 
heißen: Raus aus der Frustration!

Schon 2012 haben wir gesagt: Bezahl-
barer Wohnraum ist die halbe Miete. In 
Freiburg wird im Durchschnitt mehr 
als 44% des Einkommens für die Miete 
ausgegeben. Durch stark steigende 
Mieten und weniger stark steigende 
Löhne, verschlechtert sich das Verhält-
nis immer weiter. In Freiburg können 
sich Haushalte mit durchschnittli-
chem verfügbaren Einkommen einer 
Studie zufolge nach Trier bundesweit 
am wenigsten Wohnraum leisten.

Selbstorganisation gegen hohe Mieten, Privatisierung,  
Verdrängung und Zwangsräumungen!

Eine Demonstration wie heute kann nur ein Anfang sein im Kampf gegen hohe Mie-
ten und Verdrängung! Wollen wir wirklich etwas verändern, gilt es, sich in festen 
Gruppen mit anderen betroffenen MieterInnen zusammenzuschließen und sich 
gegenseitig zu unterstützen: Oft hat es den Anschein, dass man mit seinen Prob-
lemen ganz alleine dasteht und dass ein Widerstand gegen Mieterhöhungen oder 
Entmietung aussichtslos ist. Aber zusammen kann man sich wehren! Sprecht mit 
euren Nachbarn und Bekannten, möglicherweise haben diese ähnliche Probleme. 
Und falls ihr Unterstützung oder weitere Informationen und Tipps benötigt, meldet 
euch beim „Recht auf Stadt“-Netzwerk.

„Recht auf Stadt“ – Netzwerk Freiburg
Adlerstr. 12, 79098 Freiburg
E-Mail: info@rechtaufstadt-freiburg.de
www.rechtaufstadt-freiburg.de

Wem gehört die Stadt? Bezahlbarer Wohnraum ist die halbe Miete!

Demonstration am Samstag, den 12.11.2016 - 13 Uhr – Johanneskirche

Gehen wir raus. Fangen wir an!


